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STELLUNGNAHME  

DES BUNDES DER DEUTSCHEN 

LANDJUGEND E.V.:  

zur Modernisierung des Städtebau- und 

Raumordnungsrechts  

Der Bund der Deutschen Landjugend (BDL) e.V. begrüßt grundsätzlich das Ziel, Städtebau- 

und Raumordnungsrecht zu modernisieren, Verfahren zu vereinfachen und die 

Handlungsfähigkeit von Kommunen zu stärken. Gerade ländliche Räume brauchen 
verlässliche, zukunftsfähige Planungsinstrumente, bezahlbaren Wohnraum, gute 
Infrastruktur, klimaangepasste Ortsentwicklung und lebendige Dorfkerne. 

Aus Sicht junger Menschen in ländlichen Regionen können jedoch mehrere geplante 

Änderungen nachteilig wirken, wenn Kinder- und Jugendbelange nicht ausdrücklich und 
verbindlich mitgedacht werden. Besonders kritisch bewertet der BDL Regelungen, die 

Beteiligung erschweren, Umwelt- und Gesundheitsprüfung verkürzen oder 
Nutzungskonflikte im Außenbereich verschärfen können. 

1. Jugendbeteiligung darf nicht durch 

Verfahrensbeschleunigung geschwächt werden 

Besonders kritisch sieht der BDL, dass die frühzeitige Öffentlichkeitsbeteiligung künftig nur 
noch optional vorgesehen ist. Der Entwurf verfolgt ausdrücklich das Ziel, 
Mehrfachbeteiligungen zu reduzieren; die frühzeitige Beteiligung soll fakultativ werden, und 
eine erneute Beteiligung soll nicht mehr bei jeder Änderung des Planentwurfs erforderlich 

sein.  

Gerade junge Menschen in ländlichen Räumen werden in Planungsverfahren nicht 
automatisch gehört. Ihre Perspektiven auf Jugendtreffs, Sportflächen, sichere Radwege, 

Bushaltestellen, Schulwege, Freiräume oder informelle Treffpunkte werden häufig erst 
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sichtbar, wenn Beteiligung frühzeitig, niedrigschwellig und zielgruppengerecht stattfindet. 

Wenn frühe Beteiligung nur noch freiwillig ist, hängt Jugendbeteiligung stärker vom guten 

Willen und den Ressourcen der jeweiligen Kommune ab. 

Der BDL fordert daher, Kinder- und Jugendbeteiligung in Planungsverfahren verbindlich 
abzusichern – insbesondere bei Vorhaben, die Wohnumfeld, Mobilität, Freiräume, 

Bildungsorte, Freizeitflächen oder soziale Infrastruktur betreffen. Die bisherige gesonderte 

Erwähnung von Kindern und Jugendlichen in § 1 Abs. 6 Nr. 3 BauGB wonach „insbesondere 
[…] die Bedürfnisse […] der jungen Menschen“ zu berücksichtigen seien, muss beibehalten 

und wirkungsvoll untermauert werden. 

2. Rein digitale Beteiligung kann junge Menschen im 

ländlichen Raum ausschließen 

Der Entwurf sieht vor, dass Planunterlagen im Internet veröffentlicht werden und 

Stellungnahmen elektronisch zu übermitteln sind. In der Begründung wird zudem 
ausgeführt, dass künftig auf andere leicht erreichbare Zugangsmöglichkeiten verzichtet 

werden soll.  

Aus Sicht des BDL ist eine konsequente Digitalisierung zwar sinnvoll, darf aber nicht zu 

einem Ausschluss führen. In ländlichen Räumen bestehen weiterhin Unterschiede beim 
Zugang zu stabilem Internet, geeigneten Endgeräten und digitaler Verwaltungskompetenz. 

Für Kinder und Jugendliche kommt hinzu, dass Beteiligungsportale oft komplex, formal und 

wenig jugendgerecht gestaltet sind. 

Beteiligung junger Menschen darf nicht davon abhängen, ob sie Unterstützung durch 
Erwachsene, Schule oder Verwaltung erhalten. Der BDL hält daher ergänzende analoge und 

niedrigschwellige Beteiligungsformate weiterhin für zwingend notwendig – etwa 
Jugendforen, Beteiligung über Jugendverbände, Workshops vor Ort, Beteiligungsformate an 
Schulen oder digitale Formate in jugendgerechter Sprache. 

3. Materielle Präklusion benachteiligt ehrenamtliche 

Jugendstrukturen 

Mit Ablauf der Veröffentlichungsfrist sollen Einwendungen ausgeschlossen sein, die nicht 
oder nicht rechtzeitig geltend gemacht wurden, obwohl sie hätten geltend gemacht werden 

können. Dies soll auch in nachfolgenden Rechtsbehelfsverfahren gelten.  

Für junge Menschen, Jugendverbände und ehrenamtliche Strukturen im ländlichen Raum ist 

das problematisch. Jugendgruppen tagen oft nur in größeren Abständen, viele Beteiligte 
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engagieren sich ehrenamtlich, und Fristen können in Ferienzeiten oder Prüfungsphasen 

fallen. Wenn Planunterlagen schwer verständlich sind oder Beteiligungsverfahren nicht aktiv 

an junge Menschen herangetragen werden, können wichtige Belange schnell zu spät 
eingebracht werden. 

Der BDL spricht sich daher gegen eine Ausgestaltung aus, die junge Menschen und 

ehrenamtliche Akteur*innen faktisch von späterer Mitwirkung ausschließt. 

4. Umwelt-, Klima- und Gesundheitsbelange junger 

Menschen dürfen nicht verkürzt werden 

Der Referentenentwurf sieht eine Vereinfachung der Umweltprüfung und höhere 
Schwellenwerte für das beschleunigte Verfahren vor. Im vereinfachten Verfahren kann von 

Umweltbericht und Umweltprüfung abgesehen werden; beim beschleunigten Verfahren 
sollen die Schwellenwerte angehoben werden.  

Kinder und Jugendliche sind in besonderer Weise auf gesunde Umweltbedingungen 
angewiesen: saubere Luft, Schatten, Grünflächen, Lärmarmut, sichere Wege, 

Naturerfahrungsräume und Schutz vor Hitze oder Starkregen. Gerade in ländlichen Orten 
können kleinere Eingriffe in Freiräume, Auen, Ortsränder oder Wegebeziehungen erhebliche 

Auswirkungen auf den Alltag junger Menschen haben. 

Der BDL sieht deshalb die Gefahr, dass durch vereinfachte Verfahren wichtige Umwelt-, 

Klima- und Gesundheitsbelange nicht ausreichend geprüft werden. 
Verfahrensbeschleunigung darf nicht zulasten der Lebensqualität junger und künftiger 

Generationen gehen. 

5. Ersatzgeld darf reale Freiräume vor Ort nicht ersetzen 

Der Entwurf sieht vor, dass bei nicht möglichem naturschutzrechtlichem Ausgleich Ersatz als 

Geldleistung erfolgen werden kann. Das Ersatzgeld soll zwar zweckgebunden möglichst im 

betroffenen Naturraum verwendet werden, muss aber nicht zwingend am Eingriffsort 
eingesetzt werden.  

Aus Sicht junger Menschen ist entscheidend, ob Ausgleich auch tatsächlich vor Ort wirkt. 
Wenn durch Bauvorhaben Grünflächen, Bäume, Wiesen, Wege oder informelle 

Aufenthaltsorte verschwinden, hilft ein Ausgleich an anderer Stelle nur begrenzt. Gerade in 

Dörfern sind kleine Flächen oft wichtige soziale Räume: Bolzplatz-Randflächen, Wiesen am 
Ortsrand, Schattenorte, Treffpunkte oder sichere Abkürzungen. 
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Der BDL fordert daher, Ausgleichsmaßnahmen möglichst ortsnah und mit Blick auf die 

Bedürfnisse junger Menschen umzusetzen. 

6. Mehr Außenbereichsnutzungen können ländliche 

Freiräume zusätzlich belasten 

Der Flächennutzungsplan soll aufgewertet werden. So können Vorhaben im Außenbereich 
zulässig sein, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen und die Erschließung gesichert 
ist. Zudem werden weitere Vorhaben im Außenbereich geregelt oder erleichtert, etwa 

Batteriespeicheranlagen, untertägige Wasserstoffspeicherung sowie Feuer- oder 
Rettungswachen.  

Solche Infrastrukturen können notwendig und sinnvoll sein. Gleichzeitig ist der 

Außenbereich für Kinder und Jugendliche in ländlichen Räumen nicht bloß freie Fläche, 
sondern Bewegungsraum, Naturraum, Erfahrungsraum und Teil lokaler Identität. 

Zusätzliche Nutzungen können Flächen versiegeln, Wegebeziehungen unterbrechen, Verkehr 
erzeugen oder Treffpunkte am Ortsrand beeinträchtigen. 

Der BDL fordert deshalb, Jugend-, Umwelt- und Mobilitätsbelange bei 
Außenbereichsvorhaben systematisch zu berücksichtigen. 

7. Lärm- und Geruchsschutz darf nicht zulasten junger 

Menschen flexibilisiert werden 

Der Referentenentwurf ermöglichte in begründeten Fällen Abweichungen von Vorgaben der 
TA Lärm, der Sportanlagenlärmschutzverordnung und der TA Luft, etwa bei Geräusch- und 

Geruchsimmissionen. Die Begründung stellt diese Flexibilisierung als Mittel dar, 
Nutzungskonflikte zwischen Wohnen, Gewerbe und Landwirtschaft zu lösen.  

Aus Sicht des BDL ist dies ambivalent. Positiv kann sein, dass Sportanlagen besser vor 
heranrückender Wohnbebauung geschützt werden. Kritisch ist jedoch, wenn Wohngebiete 

näher an Lärm- oder Geruchsquellen heranrücken oder Schutzstandards abgesenkt werden. 
Kinder und Jugendliche sind besonders auf gesunde Wohn- und Aufenthaltsbedingungen 

angewiesen – zu Hause, auf Schulwegen, auf Spiel- und Sportflächen sowie an Treffpunkten 
im öffentlichen Raum. 
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8. Wohnraumentwicklung braucht soziale Infrastruktur für 

junge Menschen 

Der Entwurf sieht vor, dass die Raumordnung die Schaffung dringend benötigten 

Wohnbaulands in Ballungsräumen vorgeben können soll. In der Begründung wird 
ausgeführt, dass Flächenengpässe zentraler Orte durch Flächenangebote an 
raumverträglichen Standorten in der Region kompensiert werden sollen, idealerweise mit 
Bezug zu SPNV/ÖPNV-Haltepunkten und Grundversorgungsstandorten.  

Der BDL betont: Wohnungsbau allein macht noch keine jugendgerechte Ortsentwicklung. 
Neue Wohngebiete brauchen zugleich Jugendräume, Schul- und Kitakapazitäten, sichere 
Fuß- und Radwege, ÖPNV-Anbindung, Sport- und Freizeitflächen, Grünflächen sowie Orte für 

Begegnung und Engagement. 

Gerade in ländlichen Räumen darf zusätzlicher Wohnungsbau nicht ohne soziale 

Infrastruktur geplant werden. Zudem spricht sich der BDL gegen weitere 
Flächenversiegelungen und Flächenfraß aus. Außenbereichsnutzungen, 

Energieinfrastruktur, Wohnbau und Gewerbe dürfen nicht zulasten landwirtschaftlicher 
Flächen gehen. 

9. Sicherheits- und Verteidigungsbelange dürfen 

Jugendbelange nicht verdrängen 

Im Raumordnungsgesetz sollen Belange der Verteidigung und des Zivilschutzes stärkeres 
Gewicht erhalten. Zudem soll der Bund Raumordnungspläne zur Unterstützung von 

Verteidigung und Zivilschutz aufstellen können, etwa für militärische Nutzungen, 
Verkehrswege, Energie- und Datenleitungen oder medizinische Einrichtungen.  

Der BDL erkennt die Bedeutung von Sicherheit und Zivilschutz an. Gleichzeitig liegen 
entsprechende Flächen, Trassen und Infrastrukturen häufig in ländlichen Räumen. 

Nachteilig kann dies werden, wenn Schulwege, Freizeitorte, Naturflächen, Lärmschutz, 
Verkehrssicherheit oder Aufenthaltsqualität junger Menschen gegenüber 

Sicherheitsbelangen zurücktreten. 

Besonders kritisch ist, dass bei militärischen Planungen oder Zivilschutz Informationen 
geheim gehalten werden können. Beteiligung ist aber nur sinnvoll, wenn Auswirkungen 

verständlich und nachvollziehbar sind. 
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Fazit 
Der BDL unterstützt das Ziel, Planungsverfahren zu modernisieren und Kommunen 
handlungsfähiger zu machen. Aus Sicht junger Menschen in ländlichen Räumen darf 

Modernisierung jedoch nicht bedeuten, dass Beteiligung verkürzt, Umweltprüfung reduziert, 

landwirtschaftliche Flächen minimiert und ländliche Freiräume stärker belastet werden. 

Besonders kritisch bewertet der BDL: 

1. die Abschwächung frühzeitiger Beteiligung,  

2. rein digitale Beteiligungsverfahren ohne niedrigschwellige Alternativen,  

3. materielle Präklusion bei versäumten Fristen,  

4. vereinfachte Umweltprüfungen und höhere Schwellenwerte,  

5. Ersatzgeldregelungen ohne gesicherten ortsnahen Ausgleich,  

6. zusätzliche Nutzungsansprüche im Außenbereich,  

7. Flexibilisierungen bei Lärm- und Geruchsschutz,  

8. Wohnbaulandentwicklung ohne verbindliche soziale Infrastruktur oder Schutz 

landwirtschaftlicher Flächen, 

9. die stärkere Gewichtung von Sicherheits- und Verteidigungsbelangen ohne 

ausreichende Transparenz und Jugendbeteiligung.  

 

Der BDL fordert, Kinder- und Jugendbelange in Städtebau und Raumordnung verbindlich zu 
verankern. Junge Menschen müssen frühzeitig, verständlich, niedrigschwellig und wirksam 
beteiligt werden – gerade in ländlichen Räumen, in denen Planungsentscheidungen 
unmittelbar über Lebensqualität, Mobilität, Treffpunkte, Freiräume und 

Zukunftsperspektiven entscheiden. Die geplanten Änderungen drohen sonst zu einer 

weiteren Benachteiligung junger Menschen in ländlichen Räumen beizutragen, statt die 
Gleichwertigkeit von Lebensverhältnissen sicherzustellen. 

 

 

Beschlossen vom Bundesvorstand im Juli 2026. 

 

 


